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Wendung des Vertrages zu sorgen,
und kann nicht den Tatbestand eines
Verfahrensmißbrauchs erfüllen.

3. Für die Hinfälligkeit von Bestimmun­
gen des Vertrages streitet keine Ver­
mutung. Die Mitgliedstaaten sind
übereingekommen, eine Gemeinschaft
für unbegrenzte Zeit mit ständigen
Organen zu gründen, die über echte,
aus der Beschränkung der Zuständig­
keit der Mitgliedstaaten oder der
Übertragung von Hoheitsrechten auf
diese Gemeinschaft herrührende Ho­

heitsrechte verfügt. Nur durch eine
ausdrückliche Vorschrift des Vertra­

ges können die so übertragenen Auf­
gaben der Gemeinschaft entzogen
werden und wieder an die Mitglied­
staaten zurückfallen.

4. Artikel 76 EAG-Vertrag soll die An­
passung des Versorgungssystems an
veränderte Umstände ermöglichen
und kann daher nicht so ausgelegt
werden, daß er der Gemeinschaft eine
Handlungsmöglichkeit nimmt, die da­
zu dienen soll, eines der Ziele des

Vertrages zu verwirklichen. Selbst
wenn der Rat die ihm nach Artikel 76
Absatz 2 zustehenden Befugnisse, die
Vorschriften des Kapitels VI EAG-
Vertrag an das anzupassen, was die
Erfahrung etwa angezeigt erscheinen
läßt, nicht ausüben sollte, könnte dies
nicht ein — sofortiges oder späteres
— Hinfälligwerden dieser Bestim­
mungen zur Folge haben.

Bis zu einer Entscheidung des Rates
bleiben die Bestimmungen des Kapi­
tels VI nur vorläufig bestehen, kön­
nen also jederzeit durch neue Vor­
schriften ersetzt werden, die eine an­
dere Versorgungsregelung vorsehen.

5. Eine Pflichtverletzung kann nicht
durch die Unsicherheit der Rechtslage
gerechtfertigt werden, in der sich der
gerügte Mitgliedstaat befunden hat.

6. Artikel 141 macht es nicht zur Vor­

aussetzung für das Verfahren zur
Feststellung einer Pflichtverletzung,
daß den anderen Mitgliedstaaten ein
Schaden entstanden sein muß.

In der Rechtssache 7/71

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch den
Rechtsberater J. P. Delahousse als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmäch­
tigter: Rechtsberater E. Reuter, 4, boulevard Royal, Luxemburg,

Klägerin,

gegen

Französische Republik, vertreten durch den Botschafter R. Sivan als Bevoll­
mächtigten, Beistände: Gesandter G. de Lacharrière und Herr Petit, Assistent
des Direktors der Abteilung Internationale Beziehungen beim Commissariat
à l'énergie atomique. Zustellungsanschrift: Französische Botschaft in Luxem­
burg, 19-21, rue Notre Dame,

Beklagte,
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wegen Feststellung, daß die Französische Republik gegen ihre Verpflichtungen
aus dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft ver­
stoßen hat, indem sie es abgelehnt hat, die Vorschriften des Titels II Kapitel
VI dieses Vertrages anzuwenden,

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten R. Lecourt, der Kammerpräsidenten J. Mer­
tens de Wilmars (Berichterstatter) und H. Kutscher, der Richter A. M. Don­
ner, A. Trabucchi, R. Monaco und P. Pescatore,

Generalanwalt: K. Roemer

Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

I — Sachverhalt und Ve r f a h
re n

1. Nach Artikel 2 Buchstabe d des

EAG-Vertrags hat die Gemeinschaft „für
regelmäßige und gerechte Versorgung al­
ler Benutzer der Gemeinschaft mit Erzen

und Kernbrennstoffen Sorge zu tragen".
Um dieser Verpflichtung nachzukom­
men, führt Titel II Kapitel VI (Artikel 52
bis 76) ein gemeinsames System der Ver­
sorgung mit Erzen, Ausgangsstoffen und
besonderen spaltbaren Stoffen ein. Die
Durchführung obliegt einer Agentur, die
„über ein Bezugsrecht für Erze, Aus­
gangsstoffe und besondere spaltbare
Stoffe, die im Gebiet der Mitgliedstaaten
erzeugt werden, sowie über das aus­
schließliche Recht verfügt, Verträge über

die Lieferung von Erzen, Ausgangsstof­
fen oder besonderen spaltbaren Stoffen
aus Ländern innerhalb oder außerhalb

der Gemeinschaft abzuschließen" (Arti­
kel 52 EAGV), und die Aufgabe hat,
nach Gegenüberstellung der Angebote
und Nachfragen die bei ihr eingehenden
Aufträge auszuführen und erforderli­
chenfalls die Stoffe zu verteilen (Artikel
60).
Der Vertrag regelt in seinen Artikeln 57
bis 59 die Ausübung des Bezugsrechts
und in den Artikeln 64 bis 66 die des
ausschließlichen Rechts der Agentur,
Verträge über die Lieferung von spaltba­
ren Stoffen aus dritten Ländern abzu­

schließen. Er regelt ferner bestimmte
Einzelheiten der Zusammenarbeit zwi­

schen der Agentur und den zuständigen
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Stellen der Mitgliedstaaten. Artikel 55
verpflichtet die Mitgliedstaaten, der
Agentur alle Auskünfte zu erteilen oder
erteilen zu lassen, die zur Ausübung ih­
res Bezugsrechts und ihres ausschließli­
chen Rechts zum Abschluß von Liefer­

verträgen erforderlich sind. Artikel 56
verpflichtet sie, die freie Ausübung der
Tätigkeit der Agentur in ihrem Hoheits­
gebiet zu gewährleisten, und Artikel 70
Absatz 3 EAGV bestimmt, daß die Mit­
gliedstaaten der Kommission jährlich ei­
nen Bericht über die Entwicklung der
Schürfung und der Erzeugung, die vor­
aussichtlichen Reserven und die in ihren

Hoheitsgebieten durchgeführten oder ge­
planten Investitionen im Bergbau vorzu­
legen haben.

2. Die Verfasser des Vertrages haben
die Möglichkeit von Anpassungen oder
Änderungen des von ihnen geschaffenen
Systems in Betracht gezogen. Deshalb
heißt es in Artikel 76:

„Die Vorschriften dieses Kapitels kön­
nen, insbesondere falls unvorhergese­
hene Umstände eine allgemeine Man­
gellage hervorrufen, auf Vorschlag der
Kommission und nach Anhörung der
Versammlung durch einstimmigen Be­
schluß des Rates geändert werden; die
Veranlassung dazu kann von einem
Mitgliedstaat oder von der Kommis­
sion ausgehen. Die Kommission hat je­
den Antrag eines Mitgliedstaates zu
untersuchen. Nach Ablauf von sieben

Jahren nach Inkrafttreten des Vertra­
ges kann der Rat diese Bestimmungen
in ihrer Gesamtheit bestätigen. Bestä­
tigt er sie nicht, so werden nach dem
im vorstehenden Absatz bestimmten
Verfahren neue Vorschriften über den

Gegenstand dieses Kapitels erlassen."
Die hier erwähnte Siebenjahresfrist ende­
te am 31. Dezember 1964.

Im Hinblick auf diesen Fristablauf legte
die Kommission dem Rat in seiner Sit­

zung vom 28. November 1964 einen
Vorschlag zur Änderung des Kapitels VI
vor. In der gleichen Sitzung erklärte der
Vertreter Frankreichs, falls nicht bis En­
de 1965 sämtliche Vorschriften des Kapi­
tels VI durch einen Ratsbeschluß bestä-

tigt würden, werde die französische De­
legation davon ausgehen, daß die
Rechtslage vom 1. Januar 1965 an völlig
unklar werde und demnach zum frühest­

möglichen Zeitpunkt im Laufe des Jah­
res geregelt werden müsse.

3. Am 24. April 1969 richtete die Kom­
mission an das französische Commissa­

riat à l'énergie atomique (CEA) ein
Schreiben, in dem sie unter anderem aus­
führte:

„Die Kommission hat erfahren, daß
das CEA Verträge über die Einfuhr
von 3 555 kg auf 1,15 % angereicher­
tem Uran aus der Zentrale Kahl, von
gewissen Mengen Plutonium aus Ka­
nada, von 116 kg vom ENEL <appnote>1</appnote> stam­
mendem Plutonium sowie über die

Lieferung von etwa 2 000 kg auf
4,7 % angereichertem Uran an das
CNEN <appnote>2</appnote> unmittelbar abgeschlossen
hat.

Die Kommission bekräftigt noch ein­
mal ihren Standpunkt, daß das die
Versorgung betreffende Kapitel VI des
Euratom-Vertrags nach wie vor in
Kraft ist.

Die Kommission stellt fest, daß der
unmittelbare Abschluß der vorer­

wähnten Verträge einen Verstoß gegen
die Verpflichtungen aus dem vorer­
wähnten Kapitel VI darstellt. Verletzt
sind insbesondere die Artikel 52 und

64, welche der Agentur das ausschließ­
liche Recht zum Abschluß von Verträ­

gen über die Lieferung von spaltbaren
Stoffen aus Ländern innerhalb und

außerhalb der Gemeinschaft verleihen,
Artikel 57, der ihr ein Bezugsrecht für
diese Stoffe verleiht, und schließlich
Artikel 60, der die Verbraucher und
die Erzeuger der Gemeinschaft ver­
pflichtet, der Agentur ihren Bedarf
bzw. ihre Angebote mitzuteilen."

4. Das CEA antwortete der Kommis­

sion mit Schreiben vom 30. Mai 1969, es
halte sich nur „an einen auf Regierungs­
ebene vertretenen und den Euratom-

1 — Ente nazionale per l'energia elettrica.
2 — Comitate nazionale per l'energia nucleare.

1006



KOMMISSION / FRANKREICH

dienststellen offiziell mitgeteilten Stand­
punkt".
Als die Versorgungsagentur am 5. Januar
1970 bei der französischen Regierung an­
läßlich einer Lieferung von spaltbaren
Stoffen aus Großbritannien anfragte, er­
innerte die französische Regierung die
Kommission daran, „daß nach Ansicht
der zuständigen französischen Stellen die
Vorschriften des Kapitels VI EAGV am
31. Dezember 1964 hinfällig geworden
sind, da sie bis zu dem genannten Tag
nicht nach Artikel 76 des Vertrages vom
Ministerrat der Europäischen Gemein­
schaften bestätigt oder abgeändert wor­
den sind".
Die Kommission antwortete der franzö­

sischen Regierung am 12. März 1970, sie
teile die französische Auffassung nicht.
Sie fügte hinzu, daß ihr die in Artikel 70
vorgesehenen Jahresberichte nicht mehr
übermittelt worden seien und daß außer
den im Schreiben vom 24. April 1969 er­
wähnten Verträgen ein Vertrag über die
Einfuhr von Natururan aus Südafrika
nach Frankreich ohne Einschaltung der
Agentur abgeschlossen worden sei. Die
Kommission vertrat die Ansicht, die
Französische Republik habe gegen ihre
Verpflichtungen aus dem Vertrag versto­
ßen, indem sie die Vorschriften des Kapi­
tels VI nicht eingehalten und das CEA
angewiesen habe, der Versorgungsagen­
tur keine Möglichkeit mehr zu geben,
sich einzuschalten; abschließend bat die
Kommission die französische Regierung
gemäß Artikel 141 des Vertrages, sich
binnen 45 Tagen hierzu zu äußern.
Die französische Regierung hielt in ihrer
Äußerung, die sie am 20. Mai 1970 über­
reichte, an ihrer Auffassung fest und be­
gründete ihren Standpunkt, daß das Ka­
pitel VI hinfällig sei. Ferner machte sie
geltend, die Nichtanwendung dieses Ka­
pitels durch Frankreich habe keine prak­
tischen Folgen, weil diese Vorschriften
wegen der Unangepaßtheit der meisten
von ihnen an die wirkliche Lage auch
von den übrigen Mitgliedstaaten von
Anfang an nur rein formal angewandt
worden seien. Außerdem erklärte sie für

alle Fälle, bei dem Vertrag mit Südafrika

handle es sich um eine Lohnveredelung,
nicht um den Ankauf spaltbarer Stoffe.
Die Äußerungen der französischen Re­
gierung stellten die Kommission nicht
zufrieden. Sie richtete deshalb unter dem
14. Oktober 1970 eine mit Gründen ver­

sehene Stellungnahme an die Französi­
sche Republik, in der sie diese aufforder­
te, alles Erforderliche zu tun, um der
Stellungnahme innerhalb einer Frist von
45 Tagen nachzukommen. Die Stellung­
nahme legte der Französischen Republik
mit Ausnahme des Vertrages mit Südafri­
ka, hinsichtlich dessen sie nur rügte, daß
die französische Regierung ihn der Agen­
tur nicht angezeigt habe, die ihr schon
vorher vorgehaltenen Verstöße zur Last.
Da die französische Regierung der ge­
nannten Stellungnahme nicht nachge­
kommen ist, hat die Kommission am 10.
März 1971 beim Gerichtshof Klage erho­
ben.
Der Gerichtshof hat auf den Bericht des
Berichterstatters nach Anhörung des Ge­
neralanwalts beschlossen, auf eine vorhe­
rige Beweisaufnahme zu verzichten.
Die Parteien haben in der Sitzung vom
27. Oktober 1971 mündlich verhandelt.
Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 18. November
1971 vorgetragen.

II—Anträge der Parteien

Die Klägerin beantragt,

„zu erkennen, daß die Französische
Republik gegen ihre Verpflichtungen
aus den Vorschriften des Zweiten Ti­
tels Kapitel VI EAG-Vertrag, insbe­
sondere der Artikel 55, 56, 57, 60, 64,
70 und 75, verstoßen hat, indem sie
namentlich in den folgenden Fällen
diese Vorschriften nicht eingehalten
hat und ihrer Einhaltung durch das
Commissariat à l'énergie atomique
entgegengetreten ist:
— Weigerung der Französischen Re­

publik, nach dem Jahre 1964 der
Kommission die jährlichen Berich­
te über die Entwicklung der Schür­
fung und der Erzeugung, die vor-
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aussichtlichen Reserven und die im

französischen Hoheitsgebiet durch­
geführten oder geplanten Investi­
tionen im Bergbau vorzulegen;

— ohne Wissen der Agentur Ab­
schluß von Verträgen durch das
Commissariat à l'énergie atomi­
que über die Einfuhr von 3 555 kg
auf 1,15 % angereichertem Uran
aus der Zentrale Kahl, von Pluto­
nium aus Kanada, von 116 kg Plu­
tonium des Ente nazionale per l'e­
nergia elettrica (ENEL) sowie über
die Lieferung von etwa 2 000 kg
auf 4,7 % angereichertem Uran an
das Comitato nazionale per l'ener­
gia nucleare (CNEN);

— Weigerung des Commissariat, der
Agentur das Bestehen einer Ver­
pflichtung zur Lohnveredelung aus
Südafrika eingeführter Stoffe sowie
die Mengen anzuzeigen, die Ge­
genstand der entsprechenden Über­
tragung waren;

der Französischen Republik die Ko­
sten des Rechtsstreits aufzuerlegen."

Die Beklagte beantragt:
„— die Klage der Kommission für unzu­

lässig zu erklären
oder doch abzuweisen;

— die Kommission zur Tragung der
Kosten zu verurteilen".

III — Angriffs- und Ver­
teidigungsmittel der
Parteien

A — Zum Sachverhalt

Die Beklagte bestreitet den ersten geltend
gemachten Verstoß in tatsächlicher Hin­
sicht und führt hierzu aus, die in Artikel
70 vorgesehenen Angaben, die sie der
Kommission angeblich nicht gemacht ha­
ben soll, würden jährlich in den Berich­
ten des CEA veröffentlicht, die der Kom­
mission zugesandt würden.
Sie bestreitet nicht, daß bei den vom
CEA abgeschlossenen Einfuhr-, Ausfuhr-
und Lohnveredelungsverträgen die Agen­
tur nicht eingeschaltet wurde.

Die Klägerin erwidert, die Berichte des
CEA enthielten nicht alle erforderlichen

Angaben.

B — Zur Hinfälligkeit des Kapitels VI

1. Die Beklagte macht geltend, das Ka­
pitel VI, dessen Nichteinhaltung ihr vor­
geworfen wird, sei seit dem 1. Januar
1965 oder zumindest seit Ablauf einer

angemessenen Frist, innerhalb deren das
Verfahren nach Artikel 76 hätte abge­
schlossen werden müssen, hinfällig ge­
worden.

a) Zur Auslegung von Artikel 76
Die Worte „à l'issu d'une période de
sept ans" („nach Ablauf von sieben Jah­
ren …") in Artikel 76 des Vertrages lie­
ßen drei mögliche Auslegungen zu: die,
daß die Entscheidung über die Bestäti­
gung oder Änderung vor dem 31. De­
zember 1964 zu treffen sei, die, daß sie
spätestens zu diesem Zeitpunkt zu tref­
fen sei, und die, daß sie nach diesem
Zeitpunkt, aber innerhalb einer ausrei­
chend kurzen Frist ergehen müsse, widri­
genfalls nicht mehr davon die Rede sein
könne, daß sie „à l'issu d'une période de
sept ans" („nach Ablauf von sieben Jah­
ren") ergehe.
Nach Auffassung der Beklagten kommt
nur die erste Auslegung in Frage, die üb­
rigens auch mit der Rechtsprechung des
Gerichtshofes übereinstimme, der in sei­
nem Urteil vom 4. Februar 1965 (20/64,
Albatros, Slg. XI/1965, 1) den ähnlichen
Worten „à l'expiration de la période
transitoire" („am Ende der Übergangs­
zeit") die Bedeutung „spätestens zu Ende
der Übergangszeit" unterlegt habe.
Auch bei weiter Auslegung der Worte „à
l'issu de" („nach Ablauf") sei aber die im
Vertrag vorgesehene Frist überschritten,
da mehr als sechs Jahre vergangen seien,
ohne daß eine Entscheidung getroffen
worden wäre.

b) Zu den Volgen der Nichteinhaltung
der Frist

Aus dieser Nichteinhaltung der in Arti­
kel 76 vorgesehenen Frist ergäben sich
zwei Folgen: Es liege eine Untätigkeit

1008



KOMMISSION / FRANKREICH

des Rates vor, und die Mitgliedstaaten
befänden sich in einer unklaren Rechts­

lage.
i) Was die Untätigkeit des Rates anbe­
lange, so sei dieser zwar nicht gehalten
gewesen, die Vorschriften des Kapitels
VI zu bestätigen; wenn er sie nicht bestä­
tigte, sei er aber verpflichtet gewesen, sie
zu ändern, denn Artikel 76, wo es heißt:
„neue Vorschriften … werden erlassen",
sei zwingend gefaßt. Eine Entscheidung,
diese Vorschriften vorläufig in Kraft zu
lassen, genüge den Anforderungen des
Artikels 76 nicht.
Die Untätigkeit des Rates sei somit er­
wiesen, und die Kommission sei berech­
tigt gewesen, gegen dieses Organ das Un­
tätigkeitsverfahren des Artikels 148 ein­
zuleiten.

ii) Zu der Rechtslage, die sich für die
Mitgliedstaaten ergeben habe, führt die
Beklagte aus, für die Staaten bestehe kei­
ne eindeutige rechtliche Verpflichtung.
Es sei undenkbar, daß der Nichtbestäti­
gung nach sechs Jahren die gleichen
Wirkungen beigemessen werden könnten
wie einer Bestätigung. Denn damit wür­
de einem Bestätigungsbeschluß jede Be­
deutung genommen — auch wenn man
die Weitergeltung ohne Bestätigung im
Gegensatz zu einer auf dem Bestäti­
gungsbeschluß beruhenden „endgülti­
gen" Geltung als „vorläufig" bezeichne.
Ferner widerspreche eine stillschweigen­
de Bestätigung dem Willen des Rates,
der es unternommen habe, die nach der
eigenen Ansicht der Kommission nicht
mehr sachgerechten Vorschriften zu än­
dern.

Die Klägerin selbst habe dem Rat keinen
Vorschlag gemacht, die Vorschriften des
Kapitels VI zu bestätigen. Soweit sie mit
der vorliegenden Klage offenbar eine Be­
stätigung dieser gleichen Vorschriften er­
reichen wolle, beschuldige sie sich selbst
der Untätigkeit, weil sie dem Rat keinen
entsprechenden Vorschlag unterbreitet
habe.
Unter diesen Umständen seien die Mit­
gliedstaaten nicht mehr verpflichtet, die
Vorschriften des Kapitels VI anzuwen­
den, zumal diese unpraktikabel gewor­
den seien. Der Gerichtshof habe in sei-

nen Urteilen entschieden, daß einem Mit­
gliedstaat, der sich infolge der Untätig­
keit eines Organs der Gemeinschaft vor
eine unklare Rechtslage gestellt sehe, kei­
ne Pflichtverletzung zur Last gelegt wer­
den könne (Urteil 26/69 vom 9. Juli
1970, Tunesisches Öl, Slg. XVI/1970,
565). Es habe wiederholt Gelegenheit zu
der einleuchtenden Feststellung gehabt,
daß in den Fällen, in denen ein Organ ei­
ne ihm obliegende Entscheidung nicht
getroffen hat, demjenigen, an den diese
Entscheidung hätte gerichtet werden
müssen, kein Vorwurf zu machen sei,
wenn er sich nicht so verhält, als ob sie
ergangen wäre.
iii) Zweifellos habe die Langsamkeit
des Rates die Entstehung eines rechtslee­
ren Raumes zur Folge gehabt, dies allein
könne aber die Auffassung der Beklagten
nicht entkräften. Wenn die Existenz die­
ses rechtsleeren Raumes erhebliche Aus­

wirkungen hätte, könnte man sich ver­
sucht sehen, ihn mit Hilfe der Lehre vom
„effet utile" auszufüllen. Dies sei jedoch
nicht der Fall, weil sich erstens gar keine
praktischen Nachteile aus ihm ergäben,
da die Vorschriften, deren Beibehaltung
die Kommission wünsche, völlig bedeu­
tungslos geworden seien, und weil zwei­
tens die Vorschriften, aus denen sich der
erwähnte rechtsleere Raum ergeben ha­
be, die sinnvolle und nützliche Wirkung
gehabt hätten, eine weitere rein formale
Anwendung nicht mehr sachgerechter
Bestimmungen zu verhindern und den
Rat zum Erlaß neuer Vorschriften zu

zwingen.
Die Beklagte kommt zu dem Ergebnis,
daß man ihr angesichts dieser unklaren
Rechtslage keinen Vorwurf daraus ma­
chen könne, daß sie nicht so gehandelt
habe, als ob der unterbliebene Bestäti­
gungsbeschluß des Rates tatsächlich er­
gangen wäre.

2. Nach Auffassung der Kommission
sind die Vorschriften des Kapitels VI
nach wie vor in Kraft.

a) Zur. Auslegung des Artikels 76

Der Ausdruck „à l'issu de" („nach Ab­
lauf") könne nicht in dem Sinne ausge-
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legt werden, daß er einen vor dem 31.
Dezember 1964 liegenden Zeitpunkt
meine, denn die Verfasser des Vertrages
hätten die Versorgungsvorschriften min­
destens sieben Jahre lang erproben wol­
len. Wäre vom Rat zu fordern, daß er
schon vor dem 1. Januar 1965 mit Wir­
kung ab diesem Zeitpunkt neue Vor­
schriften hätte verabschieden müssen, so
hätte die Initiative zur Bestätigung oder
Änderung zu einem so frühen Zeitpunkt
ergriffen werden müssen, daß dadurch
die Erprobungszeit von sieben Jahren er­
heblich verkürzt worden wäre.

Es sei übrigens verfehlt, die Worte „a
l'issu de ..." („nach Ablauf") als gleich­
bedeutend mit „spätestens bei Ablauf"
auszulegen.
Die entsprechende Auslegung, die der
Gerichtshof in seinem Urteil 20/64 vom

4. Februar 1965 (Albatros, Slg. XI — 3
— 1) dem in Artikel 37 EWGV enthalte­
nen Ausdruck „à l'expiration de la pé­
riode transitoire" („am Ende der Über­
gangszeit") gegeben habe, lasse sich
nicht auf Artikel 76 übertragen, da es
sich in dieser Vorschrift nicht um den

Endtermin für die Erfüllung von Ver­
pflichtungen der Mitgliedstaaten handle,
sondern um den Zeitpunkt, zu dem die
Organe ein Verfahren zur Ausarbeitung
neuer Vorschriften in Gang zu setzen
hätten, für das schon seiner Natur nach
eine Frist nötig sei.
Nach ihrer. Auffassung hat die Kommis­
sion damit, daß sie dem Rat ihren Vor­
schlag am 28. November 1964 unterbrei­
tet hat, die Verpflichtung zu möglichst
voller Ausnutzung der siebenjährigen Er­
probungszeit mit der Notwendigkeit in
Einklang gebracht, das Verfahren zu ei­
nem dem Endtermin des 1. Januars 1965
möglichst nahen Zeitpunkt abzuschlie­
ßen.

b) Zu den Folgen der Fristüberschrei­
tung

Die Kommission erklärt, sie habe zwar
in Anbetracht der heiklen Probleme, wel­
che die künftige Tätigkeit von Euratom
aufwerfe, eine etwas nuanciertere Auffas­
sung von einer etwaigen Untätigkeit des
Rates als die französische Regierung, sei

aber mit dieser darin einig, daß die Über­
schreitung der in Artikel 76 vorgesehe­
nen Frist eine Lage geschaffen habe, die
keine korrekte Anwendung des Vertrages
darstelle. Sie könne sich aber den

Schlußfolgerungen nicht anschließen,
welche die Beklagte hieraus ableiten
wolle.

i) Die so entstandene Rechtslage sei
nicht im Sinne des Urteils 26/69 des Ge­

richtshofes vom 9. Juli 1970 unklar. Es
handle sich im vorliegenden Fall nur um
eine Meinungsverschiedenheit über die
Rechtsfolgen des Unterbleibens eines
Ratsbeschlusses. Die Kommission habe
hierzu schon am 28. November 1964

klar Stellung genommen. Die französi­
sche Regierung habe ihrerseits schon im
November 1965 eine klare Haltung ein­
genommen, indem sie einseitig beschlos­
sen habe, sich der Anwendung der Vor­
schriften des Kapitels VI zu entziehen
und sich damit selbst Recht zu verschaf­
fen.

ii) Das Unterbleiben eines Ratsbe­
schlusses kommt nach Auffassung der
Kommission nicht einem stillschweigen­
den Nichtbestätigungsbeschluß gleich.
— Auf einem so wichtigen Gebiet wie

dem vorliegenden sei es nicht angän­
gig, an den Ablauf einer angemesse­
nen Frist die rechtliche Fiktion einer

stillschweigenden ablehnenden Ent­
scheidung zu knüpfen. Die Alterna­
tivbeschlüsse nach Artikel 76 Absatz

2 verlangten in jedem Fall einen aus­
drücklichen, förmlichen Akt des Ra­
tes.

— Die Beklagte meine zu Unrecht, daß
die Verfasser des Vertrages die Wei­
tergeltung der alten Vorschriften des
Kapitels VI ausdrücklich vorgesehen
haben würden, wenn sie sie gewollt
hätten. Dieses Argument könne um­
gekehrt der Beklagten entgegengehal­
ten werden. Hätten die Verfasser des

Vertrages gewollt, daß die ursprüng­
lichen Vorschriften am 1. Januar
1965 oder nach Ablauf einer anderen

Frist nicht mehr gelten, so hätten sie
dies klar zum Ausdruck gebracht.
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— Allein die die vorläufige Anwendbar­
keit annehmende Auffassung biete
die Möglichkeit, eine Rechtskontinui­
tät zu gewährleisten, die dem in Arti­
kel 2 des Vertrages verankerten
Grundsatz und dem System der Ver­
sorgungsregelung entspreche, die
nach dem Willen der Verfasser des

Vertrages unter der Kontrolle der
Gemeinschaft weitgehend habe inte­
griert werden sollen. Ein Beweis für
die Richtigkeit dieser Auffassung sei­
en die in Artikel 222 EAGV enthal­

tenen Bestimmungen für die Zeit, be­
vor die Agentur ihre Tätigkeit auf­
nahm.

— Auch die Systematik des in Artikel 76
Absatz 2 geregelten Verfahrens spre­
che entscheidend für die Auffassung,
daß dieses Verfahren vorläufig an­
wendbar bleibe. Denn die Tatsache,
daß für eine etwaige Bestätigung ein
Mehrheitsbeschluß des Rates ausrei­

che, während für die Einführung
neuer Vorschriften Einstimmigkeit er­
forderlich sei, mache deutlich, daß
die Bestätigung ratione materiae nur
für vorläufig in Kraft gebliebene Vor­
schriften möglich sei und daß sie eine
durch Fristablauf unwirksam gewor­
dene frühere rechtliche Regelung
nicht wieder aufleben lassen könne.

— Der Einwand der Beklagten, die von
der Klägerin vertretene vorläufige
Anwendbarkeit sei mit einer still­

schweigenden Ratifizierungsentschei­
dung gleichzustellen, greife nicht
durch.
Die vorläufige Anwendbarkeit der
Vorschriften des Kapitels VI bedeute,
daß diese Vorschriften vom 1. Januar
1965 an ihrer Natur nach von unge­
wissem Bestand seien und jederzeit
geändert werden könnten, während
eine Bestätigung jede spätere Ände­
rung ausgeschlossen hätte. Außer­
dem müsse, um den Entscheidungen
des Rates nicht vorzugreifen, die
einstweilige Versorgungsregelung so
angewandt werden, daß nach Mög­
lichkeit die zukünftige Entwicklung
offen bleibe.

3. Die Beklagte entgegnet in der Ge­
generwiderung folgendes:

a) Zur Auslegung von Artikel 76

Sie macht geltend, nach der Fassung von
Artikel 76 erscheine es ausgeschlossen,
daß die Verfasser des Vertrages mit die­
ser Vorschrift den Anfangstermin für die
etwaige Anwendung eines Verfahrens
zur Änderung des Kapitels VI hätten
festlegen wollen.
Sie meint, es habe keinen Hinderungs­
grund gegeben, die Änderungen schon
vor dem 31. Dezember 1964 zu beschlie­

ßen, aber erst am 1. Januar 1965 in Kraft
zu setzen. Von dieser Auffassung sei üb­
rigens die Kommission ausgegangen, als
sie dem Rat im November 1964 ihre

Vorschläge unterbreitete.

b) Zu den Folgen der Fristüberschrei­
tung

i) Die Beklagte führt weiter aus, ange­
sichts der durch die Fristüberschreitung
entstandenen anomalen Lage seien die
Mitgliedstaaten gezwungen gewesen, ihre
Verpflichtungen abzuwägen: Entweder
seien sie davon ausgegangen, daß die
frühere Regelung unbegrenzt weitergelte,
oder sie hätten der von Frankreich ge­
wählten Auslegung den Vorzug gegeben
und diese Regelung als hinfällig angese­
hen. So oder so hätten sie jedoch nur
den Vertrag ausgelegt, und man könne
im einen Fall nicht leichter als im ande­
ren behaupten, sie hätten sich selbst'
Recht verschafft.

Diese Meinungsverschiedenheit sei nicht
dadurch zu lösen, daß die eine der ver­
tretenen Ansichten verworfen werde;
denn nur der Rat könne sagen, ob die
früheren Bestimmungen nach mehr als
sechs Jahren weiterbestehen sollten oder
nicht. Die Rechtslage sei also tatsächlich
unklar, und man könne von einem Mit­
gliedstaat nicht verlangen, eine Vor­
schrift anzuwenden, die ganz offensicht­
lich nicht mehr gelte, weil sie nicht be­
stätigt worden sei.
ii) Die Nichtanwendbarkeit des Kapi­
tels VI ergebe sich daraus, daß das im
Vertrag zwingend vorgeschriebene Bestä-
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tigungsverfahren unterblieben sei. Das
Argument, daß die Verfasser des Vertra­
ges die Weitergeltung der bisherigen Be­
stimmungen deutlich zum Ausdruck ge­
bracht haben würden, wenn sie sie ge­
wollt hätten, lasse sich nicht umkehren;
dem stehe entgegen, daß das Bestäti­
gungsverfahren zwingend vorgeschrieben
sei.

C — Zum Interesse der Kommission,
wegen der Vertragsverletzung Kla­
ge zu erheben

1. Die Beklagte macht geltend, die Klä­
gerin habe weder ein tatsächliches noch
ein rechtliches Interesse daran, wegen
der Vertragsverletzung Klage zu erheben.
a) Die beantragte Verurteilung könne
zu keiner wirksamen Anwendung des
Vertrages führen, da sich die Bedingun­
gen für die Versorgung der Gemeinschaft
mit spaltbaren Stoffen ganz anders ent­
wickelt hätten, als bei der Redaktion des
Vertrages angenommen worden sei.
Bei der Abfassung der Vorschriften des
Vertrages habe man mit einer Zeit der
Uranknappheit gerechnet, welche die
Schaffung der Agentur gerechtfertigt hät­
te; in der Folgezeit sei es jedoch auf dem
Weltmarkt zu einem Überangebot an
Natururan gekommen. Außerdem hätten
die Vereinigten Staaten die Ausfuhr an­
gereicherten Urans zu friedlichen Zwek­
ken erlaubt. Dies alles habe die Gemein­

schaft veranlaßt, auf eine langfristige
Versorgungspolitik zu verzichten, da die
Mitgliedstaaten es vorzögen, sich für ihre
Versorgung auf den im Jahre 1958 zwi­
schen den Vereinigten Staaten und Eura­
tom abgeschlossenen Vertrag zu verlas­
sen. Frankreich habe dagegen nicht von
einem ausländischen Monopol abhängen
wollen und daher beschlossen, selbst ei­
ne Isotopentrennanlage zu bauen. Seither
sei es unmöglich geworden, die ur­
sprünglichen Vorschriften des Kapitels
VI in vollem Umfang anzuwenden, denn
die übrigen Mitgliedstaaten wollten lie­
ber die auf dem internationalen Markt
üblichen Dumping-Preise ausnutzen als
die zeitweiligen Überschüsse zu ihrem
normalen Preis kaufen, die sich aus der

französischen Politik der Versorgungssi­
cherung ergäben.
Bei dieser Sachlage habe die Kommission
offen darauf verzichtet, die Anwendung
von Kapitel VI tatsächlich durchzuset­
zen. Sie habe den Ankauf von Natururan

auf dem Weltmarkt gefördert, indem sie
unter Verletzung von Artikel 60 EAGV
bekanntgegeben habe, daß die Kaufver­
träge als von ihr abgeschlossen gälten,
wenn sie ihr nachträglich mitgeteilt wür­
den.
Sie habe weder Artikel 70 noch Artikel

72 des Vertrages (Bildung von Lagerbe­
ständen) angewandt.
Die Agentur habe beim Abschluß von
Lieferverträgen über angereichertes
Uran, zu denen sich die amerikanische
Atomenergiekommission, die Inhaberin
des absoluten Monopols für diesen Stoff,
bereitgefunden habe, nur eine formale
Rolle gespielt.
Daraus, daß die Kommission selbst dar­
auf habe verzichten müssen, das Kapitel
VI anders als nur teilweise und rein for­

mal anzuwenden, schließt die Beklagte,
daß ihr keinerlei Verstoß vorzuwerfen

sei. Auch habe kein Mitgliedstaat durch
die Haltung Frankreichs irgendeinen
konkreten wirtschaftlichen Schaden erlit­
ten.

b) Es bestehe auch kein rechtliches In­
teresse an einer Verurteilung Frank­
reichs, da die Voraussetzungen für die
Verabschiedung, Inkraftsetzung und An­
wendung des neuen Kapitels VI nicht
durch eine Entscheidung des Gerichtsho­
fes geändert werden könnten.

2. Die Klägerin erwidert, sie habe ein
Interesse an der Verfolgung der geltend
gemachten Vertragsverletzung.
a) Es treffe nicht zu, daß die Vorschrif­
ten des Kapitels VI den gegenwärtigen
Versorgungsbedingungen nicht angepaßt
seien. Der Zugang zu Erzen und Kern­
brennstoffen unterliege auch weiterhin
politischen Bedingungen; es sei daher —
aus Gründen der Integration und um ei­
ner starken Verhandlungsposition auf ei­
nem oligopolistischen Markt willen —
sehr nützlich, die Agentur weiter beste­
hen zu lassen.
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Das Kapitel VI und insbesondere das ge­
meinsame Einkaufssytem seien nicht le­
diglich auf eine Mangellage zugeschnit­
ten (vgl. Artikel 76 Absatz 1). Dieses Sy­
stem sei in erster Linie darauf ausgerich­
tet, den Bedarf der Verbraucher zu
Marktpreisen zu decken (Artikel 67) und
habe es gerade erst ermöglicht, dieses
Ziel zu erreichen. Das im Jahre 1958 mit
den USA abgeschlossene Abkommen ha­
be die Versorgung Europas mit angerei­
chertem Uran zu guten Bedingungen er­
möglicht.
Daß Frankreich — nach Ansicht der

Klägerin zur Deckung des mit seinem
Rüstungsprogramm zusammenhängen­
den Bedarfs — eine eigene Isotopen­
trennanlage gebaut habe, schmälere in
keiner Weise sein ursprüngliches und
auch weiterbestehendes Interesse daran,
mit dem amerikanischen Monopol auf
dem Wege über ein gemeinsames Ein­
kaufssystem Verträge abzuschließen.
Überdies bilde Kapitel VI einen unent­
behrlichen Flügel des Triptychons mit
den drei Teilen Versorgung mit besonde­
ren spaltbaren Stoffen — Kontrolle über
diese Stoffe — und Eigentum an ihnen.
Die Agentur leiste einen aktiven Beitrag
zur Wirksamkeit der in Kapitel VII des
Vertrages geregelten Kontrolle darüber,
daß diese Stoffe nicht ihrem Zweck ent­

fremdet werden. Die Klägerin habe es
übrigens nicht versäumt, eine gemeinsa­
me langfristige Versorgungspolitik vor­
zubereiten, wenn sie auch aus Preisgrün­
den 1959 ein Angebot des französischen
Kommissariats für die Lieferung von an­
gereichertem Uran nicht habe annehmen
können.

b) Die Agentur habe sich ferner auch
nicht mit einer bloß formalen Anwen­

dung des Kapitels VI zufriedengegeben.
— Daß die Agentur das ausschließliche

Recht zum Abschluß von Lieferver­

trägen habe, bedeute keineswegs, daß
die Marktteilnehmer ihre Entschei­

dungsfreiheit verloren hätten. Um
den fast einhelligen Befürchtungen
der betroffenen Kreise zu begegnen,
sei mit der aufgrund von Artikel 60
des Vertrages ergangenen Verord-

nung vom 5. Mai 1960 (Amtsblatt
777/60) die Tätigkeit der Agentur im
wesentlichen darauf ausgerichtet
worden, Informationen über die Vor­
ausschätzungen des Bedarfs der Ver­
braucher und der Lieferungen der Er­
zeuger auf dem Binnen- und Außen­
markt einzuholen und diese beiden
Gruppen zu informieren.

— Für Lieferungen von Natururan und
Thorium sehe Artikel 5 der Verord­

nung vom 5. Mai 1960 im Hinblick
auf eine Konjunktur mit besonders
reichlichem Angebot ein einfaches
Verfahren vor, das die Verbraucher
unmittelbar mit den Lieferanten ihrer

Wahl in Verbindung bringe. Dieses
vereinfachte Verfahren — das bisher
nicht beanstandet worden sei — be­

deute keineswegs, daß die Agentur
die ihr im Vertrag (Artikel 52, 60, 67
und 68) zugewiesene Verantwortung
nicht mehr übernehmen wolle und
daß die Verbraucher völlige Freiheit
hätten. Nur unter zwei Vorausset­

zungen sei es den Verbrauchern über­
lassen, Verhandlungen zu führen: Sic
müßten, was den Vertragsinhalt an­
belangt, die von der Agentur festge­
legten allgemeinen Bedingungen ein­
halten und der Agentur die Verträge
mitteilen; obwohl die Agentur nicht
ausdrücklich als Vertragspartner auf­
trete, gälten die Verträge als von ihr
abgeschlossen, wenn sie nicht binnen
acht Tagen Einspruch erhebe.
Diese wesentliche Formvorschrift, bei
deren Nichtbeachtung die Verträge
nach zwingendem Recht nichtig sei­
en, stelle eine Form der Ausübung
des der Agentur in Artikel 52 des
Vertrages übertragenen ausschließli­
chen Rechtes dar.

— Bei den besonderen spaltbaren Stof­
fen habe die Aufgabe der Agentur im
wesentlichen darin bestanden, für die
Abwicklung der im Rahmen des Eu­
ratom—USA-Abkommens durchge­
führten Lieferungen zu sorgen.
Auf die Vorwürfe der französischen

Regierung, die Angebote und Nach­
fragen seien auf diesem Gebiet nicht
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gegenübergestellt worden, sei zu er­
widern, daß allen Verhandlungen der
Gemeinschaft über Änderungen der
im amerikanischen Abkommen fest­

gelegten Höchstmengen stets sorgfäl­
tige Nachforschungen der Agentur
bei den Verbrauchern der Gemein­

schaft vorausgegangen seien,, denen
stets Gelegenheit gegeben worden sei,
die Vorausschätzungen ihres Bedarfs
rechtzeitig mitzuteilen.
Die Verhandlungen über die anzu­
strebenden Bedingungen seien also
dreiseitig geführt worden (USAEC,
Agentur, Verbraucher).
Andererseits habe die Nachfrage der
Verbraucher die im Rahmen des

USA—Euratom-Abkommens verfüg­
bare Höchstmenge nicht überstiegen.
In diesem Zusammenhang trägt die
Kommission vor, sie habe den Ab­
schluß von Verträgen über 20- bis
25jährige Bindungen mit dem ameri­
kanischen Verkäufer ohne Kündi­

gungsmöglichkeit nicht genehmigt.
— Daß die Kommission eine Änderung

des Kapitels VI vorgeschlagen habe,
bedeute keineswegs, daß die Vor­
schriften dieses Kapitels gegenstands­
los und unnütz seien. Die Grundla­

gen des Kapitels VI lasse der Vor­
schlag im übrigen unberührt.

— Die Agentur habe ständig rechtliche
und kommerzielle Verbesserungen
der Versorgungsbedingungen er­
zielt. Auf das Vorbringen der franzö­
sischen Regierung, aus ihrer Haltung
sei kein Schaden entstanden, erwidert
die Kommission ferner, der französi­
sche Entschluß habe mit dem einheit­

lichen Vorgehen gebrochen, das die
Staaten bei der Errichtung der Ge­
meinschaft insbesondere auf dem Ge­

biet der Versorgungspolitik auf den
Außenmärkten angestrebt hätten.
Außerdem könnten dadurch die be­
troffenen Unternehmen aus den an­

deren Mitgliedstaaten in eine sehr
ungleiche Lage versetzt werden.
Die Kommission erklärt abschlie­

ßend, die Französische Republik ha­
be durch die Verpflichtung ihrer

Staatsangehörigen, sich der Anwen­
dung des Kapitels VI zu entziehen, ei­
ne diskriminierende Lage geschaffen,
welche die Kommission habe been­
den müssen.

3. Die Französische Republik entgegnet
auf die Einwände der Klägerin mit einge­
henderen Ausführungen über die Unan­
gepaßtheit des gemeinsamen Versor­
gungssystems und darüber, daß sich die
Agentur nur rein formal einschalte.

a) Zum ersten Punkt macht sie geltend,
es habe niemals einen gemeinsamen An­
kauf von Natururan gegeben; beim Ab­
schluß der Verträge über besondere
spaltbare Stoffe mit den Amerikanern
habe sich die Versorgungsagentur zwar
stets eingeschaltet, es sei aber niemals ein
gemeinsamer Vertrag für mehrere Ver­
braucher zustande gekommen. Dies be­
ruhe auf den Bedingungen der USAEC
(United States Atomic Energie Commis­
sion), die bei jedem Kauf die Angabe des
Namens des Verbrauchers und des Ver­

wendungszwecks des besonderen spalt­
baren Stoffes verlangt habe.
Auf der anderen Seite hätten sich die

Methoden der Agentur als unvorteilhaft
für die Gewährleistung einer regelmäßi­
gen Versorgung der Gemeinschaft erwie­
sen. Die Agentur habe systematisch hin­
genommen, daß die Verbraucher Versor­
gungsverträge mit 20 bis 25 Jahren Lauf­
zeit abgeschlossen hätten, und habe es
damit zugelassen, daß das Gesamtkon­
tingent, das zu liefern die USAEC sich in
dem Abkommen Euratom—USA ver­

pflichtet habe, sehr schnell ausgeschöpft
worden sei. Die Kommission lasse bei ih­

rer Entgegnung, daß diese Verträge als
Ausgleich für die Vertragsdauer Kündi­
gungsklauseln enthielten, die Tatsache
außer acht, daß dieses Kündigungsrecht
nur für die Verbraucher, nicht für die
Agentur selbst vorgesehen sei.
Die von Euratom und durch die Prakti­

ken der Agentur geschaffenen Bindungen
hätten sich nicht nur für die Verbrau­

cher, sondern auch für die Produzenten
der Gemeinschaft als äußerst unvorteil­
haft erwiesen.
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Denn bei einer Marktlage, bei der das
Angebot die Nachfrage übersteige, hätte
die Agentur stets für die Wahrung der
berechtigten Interessen der Produzenten
der Gemeinschaft sorgen und ihnen bei
gleichem Preis den Vorzug vor ihren aus­
wärtigen Konkurrenten geben müssen.
Dies habe die Agentur aber nicht getan.
Schließlich seien die Vorschriften des Ka­
pitels VI für eine reibungslose Überwa­
chung im Sinne der Vorschriften des Ka­
pitels VII keineswegs unerläßlich; die
Vorschriften des Kapitels VII reichten
für sich allein aus.

b) Zum zweiten Punkt bekräftigt die
Beklagte ihre Behauptung, die Agentur
habe auf die Anwendung des Kapitels VI
verzichtet:
— Bei Natururan führe das vereinfachte

Verfahren zu einem Verzicht auf die

Gegenüberstellung von Angebot und
Nachfrage gemäß Artikel 60 und
schließe die Möglichkeit aus, bei glei­
chem Preis dem Absatz der Binnen­

markterzeugung den Vorrang zu ge­
währen. Weit davon entfernt, die
Durchsichtigkeit des Marktes zu ge­
währleisten, wie der Vertrag es ihr
vorschreibe, habe die Agentur durch
die Anwendung des vereinfachten
Verfahrens den Markt undurchsichtig
gemacht. Ferner macht die Beklagte
geltend, die Agentur habe in der Pra­
xis niemals die verringerte Überwa­
chungsbefugnis ausgeübt, die ihr
nach der Verordnung von 1960 ins­
besondere insofern verblieben sei, als
sie die Möglichkeit gehabt habe, be­
stimmte Verträge abzulehnen.
Übrigens räume die Agentur in einer
Note vom 30. November 1962 ein,
daß die Verordnung vom 5. Mai
1960 vor allem den Zweck habe, zu
regeln, nach welchem Verfahren und
unter welchen Bedingungen in be­
stimmten Marktlagen bei Geschäften
mit Natururan die Gegenüberstellung
von Angebot und Nachfrage vermie­
den werden könne.

— Auch bei den besonderen spaltbaren
Stoffen habe es es keine Gegenüber­
stellung von Angebot und Nachfrage

gegeben; so habe namentlich einem
Mitgliedstaat von den Vereinigten
Staaten die Möglichkeit eingeräumt
werden können, Uran für Lagerzwek­
ke zu erwerben, ohne daß die Agen­
tur andere, möglicherweise an ähnli­
chen Verträgen interessierte Verbrau­
cher hiervon unterrichtet habe.

— Schließlich sei die Gemeinschaft dank

der Schürfungsbemühungen einiger
Mitgliedstaaten nicht mehr von drit­
ten Ländern abhängig, wodurch die
von einer Mangellage und der Not­
wendigkeit einer Versorgung von au­
ßen ausgehenden Vorschriften des
Vertrages überflüssig geworden seien.
Die Beklagte schließt hieraus, daß die
Kommission kein Klageinteresse ha­
be, da sie selbst die tatsächlich unan­
wendbar gewordenen Bestimmungen
nicht richtig anwende.

D — Zur verspäteten Klageerhebung

1. Die Beklagte bemerkt, die im Jahre
1969 erhobene Klage sei eindeutig ver­
spätet, da die angeblichen Verstöße be­
reits 1965 festgestellt worden seien. Die
verspätete Klageerhebung sei dadurch zu
erklären, daß den Mitgliedstaaten kein
Schaden entstanden sei und daß die

Kommission jezt durch eine Klage beim
Gerichtshof das zu erreichen suche, was
sie vom Rat als dem zuständigen Organ
unmittelbar nicht habe erlangen können.
2. Die Kommission entgegnet, das Ver­
fahren nach Artikel 141 sei an keine Fri­

sten gebunden und bei seiner Ingangset­
zung bestehe ein Entscheidungsspiel­
raum, der auch die Berücksichtigung von
Zweckmäßigkeitserwägungen zulasse.
Die Kommission habe lange Zeit ge­
glaubt, das Verfahren nach Artikel 76
Absatz 2 werde zum Ziel führen. Erst

durch ein Schreiben vom 24. April 1967
habe die französische Regierung ihre
Weigerung bekanntgegeben, die in Arti­
kel 70 vorgesehenen Jahresberichte zu
übermitteln.

Obwohl sie schon damals berechtigt ge­
wesen wäre, Klage zu erheben, habe die
Kommission dies wegen der geringen
praktischen Auswirkung dieses Versto-
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ßes nicht getan. Als aber im Jahre 1968
die Überwachungsstellen festgestellt hät­
ten, daß Geschäfte ohne Wissen der
Agentur getätigt worden seien, habe dies
die Kommission veranlaßt, das Verfah­
ren der mit Gründen versehenen Stel­

lungnahme einzuleiten.

E — Zum Verfahrensmißbrauch

1. Nach Ansicht der Beklagten erfüllt
die Klage den Tatbestand eines Verfah­
rensmißbrauchs, der sich durch vertrags­
widrige Absichten erklären lasse.

a) Der gegebene Rechtsbehelf wäre ei­
ne Untätigkeitsklage gegen den Rat ge­
wesen; dieser Rechtsbehelf könne nicht
durch eine Klage gegen einen Mitglied­
staat wegen Verletzung einer nicht er­
gangenen Bestätigungsentscheidung er­
setzt werden. Eine solche falsch adres­

sierte Klage sei daher unzulässig.
Die Kommission habe eine Klage auf
Feststellung eines Verstoßes deshalb ei­
ner Untätigkeitsklage vorgezogen, weil
das Ergebnis nicht das gleiche sei. Falls
der Gerichtshof einer Untätigkeitsklage
stattgäbe, wäre der Rat zum Handeln
verpflichtet, während eine Verurteilung
der Beklagten im vorliegenden Rechts­
streit bedeuten würde, daß das Kapitel
VI auch ohne Bestätigung anwendbar ge­
blieben wäre. Die Verfolgung eines sol­
chen Zieles sei unzulässig, denn nur der
Rat sei berechtigt, über das anzuwenden­
de System zu entscheiden.

b) Die Kommission versuche, durch ih­
re Klage auf die Beschlüsse des Rates
Druck auszuüben. Daß neue, aber weni­
ger dirigistische Vorschriften als die En­
de 1964 von der Kommission vorgeschla­
genen erlassen würden, wünsche auch
die Beklagte, die unablässig in diesem
Sinne tätig gewesen sei.

c) Die Absichten der Kommission und

einiger Mitgliedstaaten seien in dieser
Hinsicht weniger klar erkennbar, und es
habe den Anschein, als ob die Klägerin
und diese Staaten zwar die Unangepaßt­
heit der ursprünglichen Vorschriften des
Kapitels VI zugäben, aber stillschwei­
gend die im Vertrag festgesetzte Sieben­
jahresfrist verlängern wollten. Mehrere
Mitgliedstaaten sähen einen Vorteil dar­
in, den Status quo beizubehalten, der ih­
nen die Sorge um ihre langfristige Ver­
sorgung abnehme, solange es keine Krise
gebe; bei Auftreten einer Krise würden
sie sich dann eben für die Bestätigung
entscheiden. Diese Lage widerspreche
außerdem dem Geist von Artikel 70 des

Vertrages.
Die Kommission selbst erblicke in der

vorläufigen Beibehaltung der jetzigen La­
ge die Möglichkeit, ein Monopol auf­
rechtzuerhalten, das doch die meisten
Länder der westlichen Welt aufgegeben
hätten.

2. Die Klägerin erwidert, eine Klage
auf Feststellung einer Vertragsverletzung
eines Mitgliedstaates schließe keineswegs
eine Untätigkeitsklage aus.
Sie erklärt, sie versuche keineswegs, den
Gerichtshof zu veranlassen, an Stelle des
Rates zu entscheiden, denn die Entschei­
dung des Gerichtshofes gelte nur vorläu­
fig bis zu der noch zu erlassenden Ent­
scheidung des Rates. Ihr sei nur daran
gelegen, die Anwendung des Vertrages
sicherzustellen.

3. Die Beklagte entgegnet, eine Ent­
scheidung des Gerichtshofes, die besagte,
daß das Kapitel VI nach dem 1. Januar
1965 „vorläufig" in Kraft geblieben sei
und zeitlich unbegrenzt weitergelte, wäre
etwas ganz anderes als eine Entscheidung
über die vorläufige Anwendung: Sie wä­
re eine Entscheidung, die in unzulässiger
Weise in die Rechte des Rates eingreifen
würde.

Entscheidungsgründe

1 Die Kommission hat mit ihrer am 11. März 1971 bei der Kanzlei einge­
reichten Klageschrift den Gerichtshof nach Artikel 141 EAG-Vertrag mit
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einer Klage auf Feststellung befaßt, daß die Französische Republik gegen ihre
Verpflichtungen aus den Vorschriften des Titels II Kapitel VI dieses Vertrages
verstoßen habe, indem sie sich geweigert habe, der Kommission die in Artikel 70
des Vertrages vorgesehenen jährlichen Berichte zu übermitteln, und indem sie
ohne Wissen der Versorgungsagentur Verträge über die Einfuhr besonderer
spaltbarer Stoffe aus der Bundesrepublik Deutschland, Kanada und Italien und
über die Lieferung solcher Stoffe an Italien abgeschlossen habe und endlich,
indem sie sich geweigert habe, der Agentur das Bestehen einer Lohnver­
edelungsverpflichtung über aus Südafrika eingeführtes Uran und die dabei
übertragenen Mengen anzuzeigen.

Zur Zulässigkeit

2/4 Die Beklagte bestreitet die Zulässigkeit der Klage mit der Begründung, die
Klage sei verspätet erhoben worden. Die Beklagte habe seit 1965 immer wieder
zum Ausdruck gebracht, daß die Vorschriften des Kapitels VI des Vertrages,
deren Verletzung ihr vorgeworfen wird, hinfällig seien; später habe sie sich
lediglich dieser Auffassung entsprechend verhalten. Es stehe der Kommission
nicht frei, den Gerichtshof im Jahre 1971 wegen einer Lage anzurufen, die
seit 1965 andauere und ihr seit dieser Zeit bekannt sei.

5/6 Die in Artikel 141 EAGV vorgesehene Klage auf Feststellung einer Vertrags­
verletzung eines Mitgliedstaates ist an keine im voraus festgelegten Fristen
gebunden. Die Kommission ist in diesem Verfahren, wie sich aus dessen
Wesen und Zweck ergibt, befugt, die angemessensten Mittel und Fristen zu
wählen, um etwaige Vertragsverletzungen abzustellen. Daß sie ihre Klage erst
nach langer Frist erhoben hat, kann nicht zur Folge haben, daß eine fort­
bestehende Vertragsverletzung geheilt ist.

7/8 Im übrigen sind die streitigen Geschäfte, wie die Klägerin unwidersprochen
vorträgt, erst in späterer Zeit, im Anschluß an die vornehmlich im Laufe des
Jahres 1968 durchgeführten Erhebungen, bekannt geworden. Die Kommission
hat am 24. April 1969 die ihr bekannt gewordenen Tatsachen dem Commis­
sariat à l'énergie atomique mitgeteilt und am 12. März 1970 mit der Aufforde­
rung an die französische Regierung, sich zu den einzelnen, präzise aufge­
zählten Vertragsverletzungen zu äußern, das Verfahren nach Artikel 141 ein­
geleitet.

Nach Auffassung der Beklagten ist die Klage außerdem deswegen unzulässig,
weil sie einen Verfahrensmißbrauch darstelle. Die Lage, die seit dem 1. Januar
1965 dadurch entstanden sei, daß der Rat weder die Vorschriften des Kapitels
VI des Vertrages bestätigt noch neue Vorschriften erlassen hat, habe zu einer
Untätigkeitsklage gegen dieses Organ führen müssen. Die Kommission habe
statt dessen eine Klage auf Feststellung einer Vertragsverletzung gegen einen
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Mitgliedstaat erhoben, um die Entscheidung zu erlangen, „daß das Kapitel VI
anwendbar geblieben ist, obwohl es vom Rat nicht bestätigt worden ist" ; dabei
sei es im Gegenteil angebracht, „die Verpflichtung zum Handeln, die der
Vertrag dem Rat auferlegt, zu bekräftigen".

12/13 Daß der Rat nicht darüber entschieden hat, ob die Vorschriften des Kapitels VI
nach dem 31. Dezember 1964 zu bestätigen oder durch ein anderes Versor­
gungssystem zu ersetzen waren, darf die Kommission nicht daran hindern,
über die Einhaltung nach ihrer Ansicht geltender Vorschriften zu wachen.
Soweit daher die Mitgliedstaaten in der fraglichen Zeit verpflichtet waren,
den Vorschriften des Kapitels VI des Vertrages nachzukommen — eine Frage,
die der Gerichtshof im folgenden zu entscheiden haben wird —, zielt eine
Klage auf Feststellung, daß ein Mitgliedstaat gegen Verpflichtungen aus den
genannten Vorschriften verstoßen habe, darauf ab, für die Anwendung des
Vertrages zu sorgen, und kann nicht den Tatbestand eines Verfahrensmiß­
brauchs erfüllen.

14 Schließlich ist der Einwand, die Kommission versuche, auf die künftigen Bera­
tungen des Rates Druck auszuüben, nicht schlüssig.

15 Die Klage ist daher zulässig.

Zur Begründetheit

a) Zur Auslegung von Artikel 76 EAG-Vertrag

16/17 Die Beklagte macht in erster Linie geltend, aus Artikel 76 Absatz 2 des Ver­
trages — und namentlich aus der Verwendung der Worte „à l'issu de"
(„nach Ablauf") in dieser Vorschrift — ergebe sich, daß die Vorschriften des
Kapitels VI hinfällig geworden seien, da sie der Rat weder am 31. Dezember
1964 noch innerhalb einer angemessenen Frist nach diesem Zeitpunkt bestätigt
oder durch neue Vorschriften ersetzt habe. Ihre Nichtanwendung könne daher
keine Pflichtverletzung im Sinne von Artikel 141 darstellen.

18/20 Für die Hinfälligkeit von Bestimmungen des Vertrages streitet keine Ver­
mutung. Die Mitgliedstaaten sind übereingekommen, eine Gemeinschaft für
unbegrenzte Zeit mit ständigen Organen zu gründen, die über echte, aus der
Beschränkung der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten oder der Übertragung von
Hoheitsrechten auf diese Gemeinschaft herrührende Hoheitsrechte verfügen.
Nur durch eine ausdrückliche Vorschrift des Vertrages können daher die so
übertragenen Aufgaben der Gemeinschaft wieder entzogen werden und die
Materien, die ihr Gegenstand sind, in den alleinigen Zuständigkeitsbereich
der Mitgliedstaaten zurückfallen.
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21/26 Artikel 76 hat nicht diese Tragweite. Diese Vorschrift bildet den Schluß des
Kapitels VI, das nähere Bestimmungen zu der den Organen der Gemeinschaft
in Artikel 2 Buchstabe d auferlegten allgemeinen Verpflichtung enthält, für die
regelmäßige und gerechte Versorgung aller Benutzer der Gemeinschaft mit
Erzen und Kernbrennstoffen Sorge zu tragen; sie soll gerade die Anpassung
des Versorgungssystems an veränderte Umstände ermöglichen und kann daher
nicht so ausgelegt werden, daß sie der Gemeinschaft eine Handlungsmöglich­
keit nimmt, die dazu dienen soll, eines der Ziele des Vertrages zu verwirk­
lichen. Selbst wenn der Rat die ihm nach Artikel 76 Absatz 2 zustehenden

Befugnisse, die Vorschriften dieses Kapitels an das anzupassen, was die Er­
fahrung etwa angezeigt erscheinen läßt, nicht ausüben sollte, könnte dies die
Bindungen, welche die Mitgliedstaaten untereinander eingegangen sind, nicht
lösen, und die sich daraus für die einzelnen Staaten ergebenden Verpflich­
tungen nicht aufheben. Anzunehmen, daß sämtliche Vorschriften des Kapitels
VI hinfällig geworden seien, ohne daß gleichzeitig neue Vorschriften in Kraft
getreten seien, würde darauf hinauslaufen, einen Kontinuitätsbruch auf einem
Gebiet hinzunehmen, auf dem der Vertrag namentlich in seinem Artikel 2
die Verfolgung einer gemeinsamen Politik vorgesehen hat. Der Wortlaut des
Artikels 76 besagt nur, daß der Rat und die Kommission nach Ablauf von
sieben Jahren die aufgrund der gemachten Erfahrungen erforderlich erschei­
nenden Änderungen vornehmen oder die ursprünglichen Vorschriften bestäti­
gen können, nicht aber, daß irgendein Zusammenhang zwischen der etwaigen
Nichtausübung dieser Befugnisse und einem — sofortigen oder späteren —
Hinfälligwerden der alten Bestimmungen bestehe. Denn dieser Artikel sieht
weder ausdrücklich vor, daß der Gemeinschaft die ihr in Artikel 2 über­
tragene Aufgabe entzogen werde noch daß diese Aufgabe wieder in die Zu­
ständigkeit der Mitgliedstaaten zurückfalle.

27/28 Auch der Einwand kann nicht durchgreifen, daß die Annahme der Weiter­
geltung der streitigen Vorschriften auf eine Bestätigung dieser Vorschriften
in von Artikel 76 Absatz 2 abweichender Form und Weise hinauslaufe, diese
Bestimmung also überflüssig mache. Denn bis darüber entschieden wird, ob die
bestehenden Vorschriften auf Dauer weitergelten oder durch neue ersetzt
werden, bleiben die Bestimmungen des Kapitels VI nur vorläufig bestehen,
können also jederzeit durch neue Vorschriften ersetzt werden, die eine andere
Versorgungsregelung vorsehen.

29 Nach alledem ist das auf Artikel 76 des Vertrages gestützte Verteidigungs­
vorbringen zurückzuweisen.

b) Zur sachlichen Richtigkeit derBehauptungen über die Vertragsverletzungen

so/32 Die Kommission wirft der Beklagten zunächst vor, sie habe ihr seit 1965 die in
Artikel 70 des Vertrages vorgesehenen jährlichen Berichte nicht mehr vorge-
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legt. Die Beklagte behauptet, die in diesem Artikel verlangten Angaben
würden alljährlich in den Berichten des französischen Commissariat à l'éner­
gie atomique veröffentlicht, die der Kommission zugesandt würden. Die Kläge­
rin erwidert hierauf, diese Berichte „umfass(t)en nicht alle verlangten Anga­
ben", ohne jedoch anzugeben, inwieweit die in den Berichten des Commissa­
riat enthaltenen Angaben unzureichend seien.

33/35 Aus den dem Gerichtshof vorgelegten Berichten geht hervor, daß sie — zu­
mindest was die Schürfung, die Erzeugung und die voraussichtlichen Reser­
ven anbelangt — Angaben enthalten, die geeignet sind, der Kommission die
für ihr Handeln erforderlichen Informationen zu geben. Außerdem behauptet
diese selbst nicht, jemals zusätzliche Auskünfte verlangt zu haben. Bei dieser
Sachlage läßt sich aus dem Vorbringen der Klägerin nicht mit hinreichender
Sicherheit auf einen Verstoß gegen Artikel 70 schließen.

36 Ferner wirft die Klägerin der Beklagten vor, sie habe verschiedentlich be­
sondere spaltbare Stoffe unter Verletzung des Bezugsrechts und des ausschließ­
lichen Rechts der Kommission zum Abschluß derartiger Lieferverträge ge­
kauft oder verkauft und es unterlassen, der Agentur einen Lohnverede­
lungsvertrag für Uran aus Südafrika zu melden.

37 Die Beklagte bestreitet nicht, daß die streitigen Geschäfte ohne Einschaltung
der Agentur getätigt wurden. Es ist daher festzustellen, daß deren Vorrechte
nicht beachtet worden sind.

c) Sonstige Umstände, die geeignet sein sollen, die Feststellung einer Vertrags­
verletzung auszuschließen

38/39 Die Beklagte macht ferner geltend, wenn die Vorschriften des Kapitels VI in
Kraft geblieben sein sollten, wären sie doch niemals anders als nur der Form
halber angewandt worden und hätten keine wirkliche Bedeutung erlangt.
Die beklagte Regierung rügt unter Hinweis darauf, daß die geltend gemach­
ten Vertragsverletzungen im wesentlichen den An- und Verkauf besonderer
spaltbarer Stoffe betreffen, die quasi monopolartige Stellung des Hauptliefe­
ranten der Gemeinschaft habe auf diesem Gebiet eine Gegenüberstellung von
Angebot und Nachfrage ausgeschlossen; dabei sei gerade diese Gegenüber­
stellung der Rechtfertigungsgrund für das Bezugsrecht der Agentur und für
ihr ausschließliches Recht, Lieferverträge abzuschließen.

40/43 Zweifellos hat wegen der Struktur des Marktes der besonderen spaltbaren
Stoffe die Gegenüberstellung von Angebot und Nachfrage bei der Einschal­
tung der Agentur in der fraglichen Zeit nicht zur Bildung eines Marktpreises
geführt. Hieraus ist jedoch nicht zu schließen, daß die Einschaltung der
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Agentur als eines für alle Verbraucher handelnden Gemeinschaftsorgans nicht
mehr zur Verwirklichung der Ziele des Vertrages beitrage. Sie war besonders
im Rahmen des am 8. November 1958 geschlossenen Kooperationsabkom­
mens zwischen Euratom und den Vereinigten Staaten von Amerika geeignet,
den Verbrauchern in den einzelnen Mitgliedstaaten gleichen Zugang zu den
besonderen spaltbaren Stoffen zu sichern. Jedenfalls vermag aber der Umstand,
daß die Benutzung der im Vertrag vorgesehenen Versorgungseinrichtungen
wegen der Marktverhältnisse zu einer bestimmten Zeit möglicherweise nicht
so notwendig erschienen sein mag, für sich allein den diesbezüglichen
Vorschriften ihre Verbindlichkeit nicht zu nehmen.

44/46 Die Beklagte macht außerdem geltend, durch das Ausbleiben einer Entschei­
dung des Rates am Ende der in Artikel 76 des Vertrages vorgesehenen
Siebenjahresfrist sei insofern eine unklare Rechtslage entstanden, als die Wei­
tergeltung der Vorschriften des Kapitels VI wegen der verschiedenen mög­
lichen Auslegungen von Artikel 76 Absatz 2 zumindest ungewiß geworden sei.
Im übrigen hätten die anderen Mitgliedstaaten durch das beanstandete Ver­
halten keinen Schaden erlitten. Eine Pflichtverletzung im Sinne von Artikel 141
könne daher nicht vorliegen.

47/50 Eine Pflichtverletzung kann nicht durch die Unsicherheit der Rechtslage ge­
rechtfertigt werden, in der sich der Mitgliedstaat angeblich befunden hat und
gegen die ihm der Vertrag Klagemöglichkeiten gibt. Denn einerseits mußte die
in Artikel 192 verankerte allgemeine Verpflichtung zur Zusammenarbeit
die Beklagte veranlassen, die Unklarheit, auf die sie sich beruft, mit Hilfe der
ihr vom Vertrag gebotenen Möglichkeiten zu beenden. Der Vertrag gibt na­
mentlich in Artikel 148 jedem beteiligten Staat die geeigneten Mittel an die
Hand, um einer etwaigen Untätigkeit des Rates zu begegnen. Andererseits
bietet das Verfahren zur Feststellung einer Pflichtverletzung eines Mitglied­
staates bei Meinungsverschiedenheiten über Auslegungsfragen gerade die Mög­
lichkeit, den genauen Umfang der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten zu er­
mitteln. Schließlich macht Artikel 141 es nicht zur Voraussetzung für Ver­
fahren zur Feststellung einer Pflichtverletzung, daß den anderen Mitglied­
staaten ein Schaden entstanden sein muß.

51 Das Verteidigungsmittel ist daher zurückzuweisen.

Kosten

52/53 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes ist die unter­
liegende Partei zur Tragung der Kosten zu veruteilen. Die Beklagte ist mit
dem wesentlichen Teil ihres Vorbringens unterlegen.
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Aufgrund der Prozeßakten,
nach Anhörung des Berichtes des Berichterstatters,
nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Parteien,
nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts,
aufgrund des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft,
insbesondere seiner Artikel 52, 55, 57, 64, 70, 75, 76, 141, 148 und 192,
aufgrund des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofes der Europäischen
Atomgemeinschaft,
aufgrund der Verfahrensordnung des Gerichtshofes der Europäischen Gemein­
schaften

hat

DER GERICHTSHOF

unter Abweisung aller weitergehenden oder gegenteiligen Anträge für Recht
erkannt und entschieden:

1. Die Regierung der Französischen Republik hat gegen ihre Verpflich­
tungen aus Titel II Kapitel VI des Vertrages zur Gründung der
Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere aus dessen Artikeln 52,
55, 57, 64 und 75 verstoßen,

— indem sie unter Umgehung der Versorgungsagentur Verträge über
die Einfuhr von 3 555 kg auf 1,5 % angereichertem Uran aus der
Zentrale Kahl, von Plutonium aus Kanada, von 116 kg Plutonium
des Ente nazionale per l'energia elettrica sowie über die Lieferung
von etwa 2 000 kg auf 4,7 % angereichertem Uran an das Comitato
nazionale per l'energia nucleare abgeschlossen hat und

— indem sie es unterlassen hat, der Versorgungsagentur das Be­
stehen eines Lohnveredelungsvertrags für aus Südafrika einge­
führtes Uran sowie die Mengen anzuzeigen, die Gegenstand der
entsprechenden Übertragung waren.

2. Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die Beklagte wird zur Tragung der Kosten verurteilt.

Lecourt Mertens de Wilmars Kutscher

Donner Trabucchi Monaco Pescatore

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 14. Dezember 1971.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt
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